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III ZR 235/15
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17. XI. 16 
VII ZR 6/16
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18. XI. 16 
V ZR 266/14

21. XI. 16 
NotZ(Brfg) 1/16

a) Ein geschädigter Darlehensgeber muss sich gegenüber ei­
nem ihm aus § 826 BGB haftenden Schädiger das schuldhafte 
Verhalten seiner Mitarbeiter bei der Kreditprüfung zurechnen 
lassen, wenn der Schädiger zum Zeitpunkt des Mitverschul­
dens die Schadensentwicklung auf den Weg gebracht hat, der 
Schaden mithin bereits ursächlich gesetzt war. In einem sol­
chen Fall ist eine im Rahmen von § 254 Abs. 2 Satz 2, § 278 
BGB erforderliche Sonderverbindung zwischen Schädiger 
und Geschädigtem gegeben.
b) Bei sittenwidriger Schädigung und direktem Schädigungs­
vorsatz kommt die anspruchsmindernde Berücksichtigung 
eines fahrlässigen Verhaltens des Geschädigten gemäß § 254 
BGB nicht in Betracht.
c) Handeln die Schädiger als Mittäter oder Gehilfen, sind im
Rahmen der Prüfung eines Mitverschuldens des Geschädig­
ten gemäß § 254 BGB ihre Verursachungs- und Schuldbei­
träge in einer Gesamtschau dem Beitrag des Geschädigten 
gegenüberzustellen................. .......................................... ......... 1

a) Die von einem Unternehmer dem Handelsvertreter (Tank- 
stellenhalter) per Datenfernübertragung übermittelten Preis­
daten betreffend Agenturwaren stellen erforderliche Unterla­
gen (Preisliste) im Sinne des § 86a Abs. 1 HGB dar.
b) Bedient sich der Unternehmer zur Übermittlung solcher 
Preisdaten eines bestimmten, hierfür eingerichteten Systems, 
das er dem Tankstellenhalter für den Empfang und die Ver­
arbeitung dieser Daten zur Verfügung stellt, so muss er inso-: 
weit dieses (Kassen-)System dem Tankstellcnhalter kostenfrei 
überlassen.
c) Haben die Parteien vertraglich für das Kassensystem eine
nicht näher aufgeschlüsselte Vergütung vereinbart, ist der 
Umfang der Kostenfreiheit durch eine ergänzende Vertrags­
auslegung zu ermitteln................................................................ 18

Die organschaftliche Vertretungsmacht des ersten Bürgermeis­
ters einer bayerischen Gemeinde ist im Außenverhältnis allum­
fassend und unbeschränkt; infolgedessen wird die Gemeinde 
auch durch solche Rechtshandlungen des ersten Bürgermeis­
ters berechtigt und verpflichtet, die dieser ohne die erforderli­
che Beschlussfassung des Gemeinderats vorgenommen hat... 30

Der Anspruch auf Wiederbestellung in das Notaramt gemäß 
§ 48c Abs. 1 Satz 1 BNotO ohne ein Ausschrcibungs- und 
Auswahlverfahren sowie ohne Bedarfsprüfung gemäß § 4 
BNotO gilt lediglich für diejenige am bisherigen Amtssitz 
i.S.v. § 10 Abs. 1 Satz 1 BNotO...... ............................. ............. 42



5.
22. XI. 16 
X IZR  434/15

a) Die Wendung in einem Vcrbraucherdarlehensvertrag, die 
Widerrufsfrist beginne »nach Abschluss des Vertrags, aber 
erst, nachdem der Darlehensnehmer alle Pflichtangaben nach 
§ 492 Abs. 2 BGB erhalten hat«, informiert für sich klar und 
verständlich über den Beginn der Widerrufsfrist.
b) Erläutert der Darlehensgeber den Verweis auf § 492 Abs. 2 
BGB mittels in Klammern gesetzter Beispiele für Pflichtanga­
ben, informiert er den Darlehensnehmer klar und verständlich 
über die Voraussetzungen für das Anlaufen der Widerrufsfrist, 
wenn es sich bei den von ihm genannten Beispielen um auf den 
Vertragstyp anwendbare Pflichtangaben im Sinne des Einfüh­
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche handelt.
c) Zu den Voraussetzungen einer vertraglichen Erweiterung
der Bedingungen für das Anlaufen der Widerrufsfrist............
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